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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2021/13/0132 E 22. Juni 2022 RS 2 

Stammrechtssatz 

Ein langer Zeitabstand zwischen dem Entstehen der Abgabenschuld oder dem Hervorkommen der 
Uneinbringlichkeit der Abgaben bei der Primärschuldnerin einerseits und der bescheidmäßigen 
Inanspruchnahme zur Haftung anderseits ist ein Umstand, den die Abgabenbehörde bei der 
Inanspruchnahme zur Haftung im Sinne des Ermessens nicht außer Betracht lassen darf. Ein solcher 
Umstand kann jedoch auch lediglich einer von mehreren Gesichtspunkten sein, die im Rahmen des 
Ermessens zu berücksichtigen sind. Inwieweit dieser Gesichtspunkt beim Ermessen Berücksichtigung 
findet, hängt vom Einzelfall ab. Eine Ermessensüberschreitung oder ein Ermessensmissbrauch läge dann 
vor, wenn ein solcher Umstand bei der Ermessensentscheidung überhaupt nicht berücksichtigt würde 
(vgl. VwGH 2.12.2020, Ra 2020/13/0095, mwN). 
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